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Nr. 16 / Mai 2008
Dieser NEWSLETTER informiert Sie kostenlos über die wichtigsten Aktivitäten der „Österreichischen Gesellschaft für Politikberatung und Politikentwicklung (ÖGPP). Wir sind dankbar für Ihre Anregungen. Wenn Sie den Newsletter nicht mehr haben wollen, bitten wir um eine kurzes E-Mail.

· Studie „VERMÖGENSBESTEUERUNG – Ein internationaler Vergleich“ bei ExpertInnengespräch in Wien präsentiert
· Studie „ZUWANDERUNG NACH ÖSTERREICH“ erschienen 
· Studie „PRIVATISIERUNG UND LIBERALISIERUNG KOMMUNALER DIENSTLEISTUNGEN“ erschienen  
· Nachschlagewerke „WAHLSYSTEME IN DEN MITGLIEDSTAATEN DER EU“ und „WAHLKALENDER FÜR EUROPA“ in aktualisierter Form erschienen
· Studie „LEBEN IM BEZIRK SCHWAZ“ erschienen
· Präsentation der Studie „ARMUT UND REICHTUM IN NIEDERÖSTERREICH“ bei einer Fachtagung in Wiener Neudorf 
Studie „VERMÖGENSBESTEUERUNG – Ein internationaler Vergleich“ bei ExpertInnengespräch in Wien präsentiert
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Das Wachstum der Vermögen in Österreich ist enorm. Allein die Geldvermögen sind von 1995 bis 2006 um 1.055 Mrd. Euro (234 %) auf 1.840 Mrd. Euro angewachsen. Der Anteil an Steuern und Abgaben auf Vermögen hat sich - gemessen am Bruttoinlandsprodukt - zwischen 1980 und 2005 halbiert (von 1,12 auf 0,55 %). Damit ist Österreich Schlusslicht bei der Vermögensbesteuerung in der gesamten OECD. Entgegen dem internationalen Trend ist nur in Deutschland und Österreich die Vermögensbesteuerung in den letzten zwei Jahrzehnten zurückgegangen, in anderen maßgeblichen Ländern hat sie dagegen zugenommen. Die rund 200 Mrd. Euro Erwerbseinkommen bringen heute mehr als 90 % aller Steuern auf, die mehr als 2.000 Mrd. Euro Vermögen dagegen nur mehr 5 %. Das sind nur einige Ergebnisse der Ende April bei einem ExpertInnengespräch vorgestellten und diskutierten Studie. Sie beschäftigt sich mit der Theorie und Praxis der Vermögensbesteuerung (in 10 ausgewählten Ländern) und liefert zahlreiche Impulse für die gegenwärtige Diskussion um eine Steuerreform. Für die Diskussion mit dem Studienautor Karl Goldberg konnten u.a. der frühere Finanzminister Andreas Staribacher, die stv. Leiterin des WIFO Margit Schratzenstaller-Altzinger, die Mitbegründerin von ATTAC-Österreich Karin Küblböck sowie die SteuerexpertInnen der AK Gertraud Lunzer und des ÖGB Christina Brichta gewonnen werden.
-> zur Studie
Studie „ZUWANDERUNG NACH ÖSTERREICH“ erschienen
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Betrachtet man die geographische Lage des Landes und seine Geschichte, dann wird klar, dass das heutige Österreich auf eine lange Tradition der Zuwanderung zurückblickt. Die Tatsache, dass Österreich längst (wieder) zu einem Einwanderungsland geworden ist, wird allerdings weder von offizieller Seite anerkannt, noch ist sie ins Bewusstsein der allgemeinen Öffentlichkeit vorgedrungen. Im Gegenteil: Politik und Medien halten weiterhin daran fest, dass Österreich trotz der hohen Zuwanderung kein Einwanderungsland ist. Die Studie gibt einen komprimierten Überblick über die Zuwanderung nach Österreich in der Vergangenheit, Gegenwart und – wie es Prognosen sehen – auch in der Zukunft.
-> zur Studie
Studie „PRIVATISIERUNG UND LIBERALISIERUNG KOMMUNALER DIENSTLEISTUNGEN IN DER EU“ erschienen
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Das Dokument fasst die Entwicklung der Liberalisierung und Privatisierung in ausgewählten, für die Regionen und Kommunen der EU wichtigen öffentlichen Dienstleistungsbereichen während der letzten Jahre zusammen. Es sind das die Bereiche Abfall, Bildung, Gesundheit, Kultur, Öffentlicher Personennahverkehr, Sicherheit, Strom und Gas, Wasser und Abwasser sowie Wohnen. Die Arbeit basiert auf einer Auswertung und Aktualisierung der wesentlichsten Ergebnisse der Studienreihe „Privatisierung und Liberalisierung öffentlicher Dienstleistungen in der EU“, welche die ÖGPP in den Jahren 2002 bis 2004 verfasst hat. Die Ergebnisse zeigen deutlich, dass das Tempo der Liberalisierung und Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen in der EU - aufgrund vielfältiger negativer Erfahrungen - in vielen, wenn auch nicht allen Bereichen spürbar langsamer geworden ist.
-> zum Dokument
Nachschlagewerke „WAHLSYSTEME IN DEN MITGLIEDSTAATEN DER EU“ und „WAHLKALENDER FÜR EUROPA“ in aktualisierter Form erschienen
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Die Arbeit „Wahlsysteme“ gibt einen einmaligen kompakten Überblick über die Verfasstheit, die Staats- und Regierungsformen, die Parlamente, die regionalen Strukturen und vor allem die Wahlsysteme in den 27 Mitgliedstaaten der EU. Sie zeigt einleitend die grundsätzlichen Unterschiede sowie Vor- und Nachteile von Mehrheits- und Verhältniswahlrechten auf. Sie stellt danach die einzelnen Mitgliedstaaten, ihre staatlichen Institutionen und Wahlsysteme dar. Und sie schließt mit einer vergleichenden Analyse der Staats- und Wahlsysteme ab. Weil diese Studie auch die wesentlichsten Kennzahlen der Staaten, die aktuellen Staatsoberhäupter und Regierungen nennt, ist sie ein wertvolles Nachschlagewerk für jeden politisch Interessierten.

-> zu WAHLSYSTEME
-> zu WAHLKALENDER
Studie „LEBEN IM BEZIRK SCHWAZ“ erschienen
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 Die Studie „Leben im Bezirk Schwaz“ stellt die Einkommen und Lebenshaltungskosten im Tiroler Bezirk ausführlich dar. Und sie zeigt die Problematik der gegenwärtigen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung auf: die Wertschöpfung im Bezirk ist überdurchschnittlich, die Einkommen liegen aber unter dem Tiroler Durchschnitt. Immer weniger ArbeitnehmerInnen (kaum 2/3) sind noch ganzjährig beschäftigt. Fast 3.000 Menschen sind trotz Arbeit armutsgefährdet ("working poor"). Insgesamt sind im Bezirk sogar fast 11.000 Menschen armutsgefährdet. Gleichzeitig sind die Lebenshaltungskosten im Bezirk überdurchschnittlich hoch (vor allem die Mobilitätskosten).

-> zur Studie
Präsentation der Studie „ARMUT UND REICHTUM IN NIEDERÖSTERREICH“ bei Fachtagung in Wiener Neudorf
Bei der Fachtagung „Bildungs-Chance statt Armuts-Falle“ des Renner-Instituts Niederösterreich Ende Februar 2008 in Wiener Neudorf wurde die ÖGPP eingeladen, die Ergebnisse ihrer Studie „Armut und Reichtum in Niederösterreich“ zu präsentieren und auf die besonderen Zusammenhänge mit der Bildung hinzuweisen. Neben ÖGPP-Generalsekretär Dr. Andreas Höferl waren auch Wirtschaftsforscher Dr. Markus Marterbauer sowie Monika Klinger von der Volkshilfe als Referenten geladen. Die Initiative zur Fachtagung kam von Soziallandesrat Emil Schabl.
Die ÖGPP dankt allen Förderern ihrer Arbeit, 

im Besonderen auch der Bank Austria Creditanstalt sowie der Wiener Städtischen Versicherung
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